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Was nun, Europa?  





Irland hat den Vertrag von Lissabon abgelehnt. Mehr als sechs Jahre nach 
Ausrufung des Verfassungsprozesses steht die Europäische Union vor 
dem Trümmerhaufen ihrer Bemühungen. Effektiver und demokratischer 
sollte die Gemeinschaft werden. Geblieben ist allein Ratlosigkeit. Welche 




Die Iren stimmen in einigen Monaten er-
neut über den unveränderten Vertrag ab. 
Das wäre aus europäischer Sicht die ein-
fachste Lösung, aus irischer Sicht die un-
wahrscheinlichste. Kaum einer der iri-
schen Bürger, die bei der ersten Abstim-
mung „Nein“ gesagt haben, wird sich beim 
zweiten Mal eines Besseren belehren las-
sen. Da hilft auch nicht der dezente Hin-
weis der Brüsseler Kreise, dass alle ande-
ren bereits zugestimmt haben oder noch 
zustimmen werden. 
 
Allerdings könnte der bestehende Vertrag 
von Lissabon mit einer speziellen Erklä-
rung für Irland aufgefrischt werden. Mög-
lich wäre in dieser Zusatzerklärung eine 
nochmalige Klarstellung der EU bei den 
drei „heiligen Kühen“ für Irland: militäri-
sche Neutralität, Abtreibung, Unterneh-
menssteuern. Der Vorteil wäre, dass mit 
dieser Zusatzerklärung die bereits erfolgte 
Ratifikation in den anderen EU-
Mitgliedstaaten ihre Gültigkeit behalten 




Ein neuer Vertrag 
Der Vertrag von Lissabon wird aufge-
schnürt und komplett neu verhandelt. Das 
Vorgehen wäre ähnlich wie nach den Refe-
renden zum Verfassungsvertrag in Frank-
reich und den Niederlanden. Was als sau-

















   
   
   










hoch riskant und inhaltlich auf Sand ge-
baut.  
 
Diejenigen Mitgliedstaaten, die nur wi-
derwillig dem Vertrag von Lissabon zuge-
stimmt haben, weil sie eigentlich mehr In-
tegration von einem neuen Vertragstext 
erwarten, würden ein weiteres Zurückru-
dern vehement zu verhindern versuchen.  
 
Auf der anderen Seite stehen das Verei-
nigte Königreich und die Tschechische 
Republik mit ihrer europaskeptischen Öf-
fentlichkeit bzw. Regierung, die für eine 
vollkommen andere strategische Ausrich-
tung des Vertrags plädieren und weitere 
Integrationsschritte ablehnen könnten. 
Das wäre eine unheilvolle Ausgangssitua-
tion. Im irischen Fall käme noch hinzu, 
dass die Ablehnung gegenüber dem Ver-
trag viel zu diffus war als dass daraus eine 
neue, einheitliche Verhandlungsposition 
gewonnen werden könnte.   
 
Einzig und allein ein veränderter Abstim-
mungsmodus über einen neuen Vertrag 
spräche für diese Option. Statt unter-
schiedlicher nationaler Ratifizierungsver-
fahren mit etwaigen Referenden zu unter-
schiedlichen Terminen, könnte ein euro-
paweites Referendum zum neuen Vertrag 
abgehalten werden. Hier könnte das Prin-
zip der doppelten Mehrheit gelten: Wenn 
fünfzig Prozent der EU-Bevölkerung und 
mindestens fünfzig Prozent der Mitglied-
staaten zustimmen, dann wäre der neue 
Vertrag verabschiedet. Dafür müsste 
streng genommen zunächst der Vertrag 
geändert werden: Freilich wäre auch 
denkbar, dass alle Regierungen gemein-
sam erklären, dass sie ein Votum in einem 




Nizza bleibt, minimale 
Änderungen kommen 
Wer sagt denn, dass die Europäische Uni-
on mit dem Vertrag von Nizza aus dem 
Jahr 2003 nicht mehr funktioniert? Sicher-
lich ist die Europäische Union aus dem 

















   
   
   










damals maßgeschneiderten Anzug längst 
herausgewachsen. Eine Union mit 27 oder 
bald mehr Mitgliedern benötigt andere 
Entscheidungsmechanismen. Dennoch: 
Auch mit dem Vertrag von Nizza, derzeit 
ja bereits Arbeitsgrundlage der Union, 
würde die Gesetzgebungsmaschine in 
Brüssel weiter funktionieren. Freilich, der 
politische Elan und Gestaltungswille wäre 
für die kommenden Jahre dahin. Wie sollte 
sich Europa in der Welt und gegenüber 
anderen Großmächten behaupten, wenn es 
nicht einmal seine eigenen Hausaufgaben 
erledigt? 
„Wie will sich Europa  
in der Welt noch  
behaupten?“ 
Jede einzelne Änderung im institutionellen 
Gefüge müsste mühsam zwischen den 
Mitgliedstaaten und den Brüsseler Institu-
tionen ausgetüftelt werden. Das ist 
schwierig, aber nicht gänzlich unmöglich.  
 
So könnte der Gemeinsame Auswärtige 
Dienst ebenso geschaffen werden das Amt 
eines Europäischen Außenministers. Dazu 
braucht es keine neuen Verträge, lediglich 
den politischen Willen. Selbst Schritte hin 
zu mehr Demokratie und Mitbestimmung 
durch die Bürger sind möglich: Der Euro-
päische Rat könnte erklären, dass er den 
von ihm ernannten Kommissionspräsiden-
ten nur ins Amt bringen wird, wenn der 
auch die Zustimmung des Europäischen 
Parlaments erhält.  
 
Und warum sollte nicht auch ein europäi-
sches Bürgerbegehren möglich sein, ohne 
dass dieses institutionell verbrieft ist? Mit 
Hilfe von interinstitutionellen Vereinba-
rungen zwischen den EU-Institutionen o-
der auch nur mit Änderungen in den Ge-
schäftsordnungen könnte die europäische 
Politik zeigen, dass sie es tatsächlich ernst 






Eine supranationale Union 
Die alte EU würde mit dem Vertrag von 
Nizza weiter bestehen, mehrere vertie-
fungswillige Mitgliedstaaten gründen eine 
eigene Union. Diese Kerneuropa-Drohung 
taugt zwar als politisches Druckmittel, in 
der Praxis stünde der neue Verbund je-
doch vor einer Vielzahl von Problemen: 
 
 Wer macht mit? Selbst in den Ländern, 
die immer wieder als mögliche Protagonis-
ten eines Kerneuropas genannt werden, ist 
die Bereitschaft gering, weitere nationale 
Souveränitätsrechte an eine supranationa-
le Ebene abzugeben. Weder die deutschen 
und erst Recht nicht die französischen 
Bürger sehen momentan in der europäi-
schen Integration die alleinige Lösung für 
ihre nationalen Probleme.  
 
 Wo bleibt die Transparenz? Die neue 
Gemeinschaft bräuchte eigene Institutio-
nen, eigene Finanzmittel. Ursprünglich 
wollte die EU transparenter werden. Damit 
wäre es endgültig vorbei. Den Bürgern wä-
ren der neue europäische Institutionend-
schungel und der Finanzbedarf kaum ver-
mittelbar.  
 
 Wie arbeitet die neue mit der alten Uni-
on? Die Länder der neuen Union würden 
einen stimmgewaltigen Machtblock in der 
alten Union darstellen. Eine Bildung in 
zwei konkurrierende Lager wäre die auto-
matische Folge.  
„Wahrscheinlicher ist ein 
differenziertes Europa.“ 
 Was ist mit der gemeinsamen europäi-
schen Idee? Nur wenige Jahre nach der Os-
terweiterung und den Hymnen auf die Ei-
nigung Europas stünde der Kontinent vor 
einer neuen Spaltung. Wieder einmal wäre 
die EU gescheitert, in der Welt endlich mit 
einer Stimme zu sprechen.  
 
Wahrscheinlicher als ein geschlossener 

















   
   
   










det, ist die Weiterentwicklung eines Euro-
pas der Projekte. Je nach Politikfeld 
schließen sich ganz unterschiedliche Län-
der in unterschiedlichen Konstellationen 
zusammen und vergemeinschaften ihre 
Politik. Mit dem Euro und dem Schengen-
Raum ist dieser Einstieg in variable For-
men tieferer Integration längst erfolgt. Im 
Gegensatz zum Kerneuropa-Konzept wür-
de diese Entwicklung nicht zur Bildung 
konkurrierender Kerne führen. In dieser 
differenzierten, projektorientierten Form 
wäre deshalb das Aufschließen weiterer 
Staaten ein wichtiges konstitutives Merk-
mal. Im Ergebnis könnte de materielle Po-
litik in verschiedenen Politikbereichen vo-
rangebracht werden, ohne gleich den Keim 







Interessant, aber  
fragwürdig  
Als weitere Alternative wird in der Öffent-
lichkeit bereits diskutiert, ob und wie Ir-
land zu einem Austritt aus der Europäi-
schen Union gezwungen werden könnte. 
Dieses Szenario muss die europäische Po-
litik rasch und entschieden ablehnen. 
Auch wenn das „Nein“ der Iren ein herber 
Rückschlag für die europäische Entwick-
lung ist, muss ihr Votum respektiert wer-
den. Niemand wäre nach der Ablehnung 
des Verfassungsvertrags durch Frankreich 
und die Niederlande auf die Idee gekom-
men, diese beiden Länder von der EU ab-
zukoppeln. Das sollte auch für Irland gel-
ten. 
 
Politisch interessant, demokratisch frag-
würdig und juristisch unmöglich wäre die 
Forcierung des Vertrags von Lissabon oh-
ne die Iren. Die 26 anderen Mitgliedstaa-
ten arbeiten ab Januar 2009 auf der Basis 
des neuen Vertrags – für die Iren werden 
Regeln gesucht, wie sie sich anschließen 
können. Diese politische Drohkulisse wird 
in den kommenden Wochen noch öfter 
aufgebaut werden. Das setzt voraus, dass 
mit der Ratifikation in den noch übrigen 
EU-Mitgliedstaaten fortgefahren wird: So 
könnte Irland am Ende das einzige Land 
sein, in dem der Vertrag abgelehnt wurde.  
 
Aus europa- und völkerrechtlicher Sicht ist 
dieses Vorgehen jedoch schlicht nicht 
möglich. Alle Vertragspartner, also alle 27 
EU-Mitgliedstaaten müssen den Vertrag 
von Lissabon ratifiziert haben, damit er in 
Kraft tritt. Zudem würde sich das Bild ei-
ner Union zementieren, die ganz egal ob 
mit oder ohne die Bürger ihren Gang geht. 
Der ursprüngliche Verfassungsprozess, 
der die Europäische Union demokratischer 
machen und dem Bürger näher bringen 
sollte, hätte sich ins Gegenteil verkehrt. 
Jegliche demokratische Legitimation der 

















   
   
   












Der europäischen Politik bleibt direkt nach 
der irischen Ablehnung des Vertrags von 
Lissabon nur ein marginaler Handlungs-
spielraum. Am jetzigen Vertragsentwurf 
sollte zunächst festgehalten werden. Denn 
tatsächlich handelt es sich bereits um den 
vielfach gesuchten Plan B. Der Vertrag von 
Lissabon war die Antwort auf die Ableh-
nung des Europäischen Verfassungsver-
trags in Frankreich und den Niederlanden 
– ein mühsam ausgehandelter Kompro-
miss, der nur unter lautem europäischem 
Zähneknirschen und unter dem Druck der 
deutschen Ratspräsidentschaft zustande 
kam.  
 
Eine abermalige Überarbeitung des Ver-
trags wäre nicht nur politisch schwierig zu 
bewerkstelligen, sondern würde von Be-
ginn an auf inhaltlich unklarem Pfad er-
folgen. Was genau sollte noch überarbeitet 
werden? Die verschiedenen integrations-
politischen Paradigmen, hier das immer 
enger zusammenwachsende Europa und 
dort die Union als lose Freihandelszone, 
würden mit noch stärkerer Wucht aufein-
ander prallen. Am Ende würde kaum eine 
der größeren Errungenschaften des Ver-
fassungsvertrags überleben, der gemein-
same europäische Geist bliebe auf der 
Strecke. 
 
Wichtig ist dagegen ein klares Signal der 
Staats- und Regierungschefs, dass die Ra-
tifizierungsverfahren in den noch ausste-
henden acht Mitgliedstaaten fortgesetzt 
und abgeschlossen werden. Wenn alle an-
deren EU-Länder den Vertrag ratifiziert 
haben, könnte der Vertrag von Lissabon 
mit einer speziellen Zusatzerklärung den 
Iren erneut zur Abstimmung vorgelegt 
werden.  
 
Doch die Gefahr ist groß, dass andere das 
Votum der Iren zum Anlass nehmen, den 
Ratifikationsprozess zu stoppen. Zwar hat 
der britische Premierminister Gordon 

















   
   
   










Großbritannien wie geplant erfolgen. Da-
für wittert der europaskeptische Präsident 
Tschechiens, Vaclav Klaus, seine Chance. 
Er erklärte bereits, dass sich ganz Europa 
bei Irland bedanken solle. Endlich würde 
die Unterdrückung der Nationalstaaten 
gestoppt, die Fortsetzung der Ratifizierung 
wäre pure Heuchelei.  
 
Die Iren haben dem Vertrag von Lissabon 
einen Tritt verpasst – der Todesstoß könn-






























Dr. Dominik Hierlemann 
dominik.hierlemann@bertelsmann.de

































spotlight europe # 2008/05 
Grünes Licht von der Grünen Insel?  
Zehn Fragen zu Irland 
Dominik Hierlemann, Christian Heydecker 
 
spotlight europe # 2008/04 
Menschenhandel: Europas neuer Schandfleck 
Armando García Schmidt 
 




spotlight europe # 2008/02 
Das Rätsel Sarkozy 
Joachim Fritz-Vannahme 
 
spotlight europe # 2008/01 
Den Stau auflösen: Die EU und Russland 2008 
















Alle Ausgaben des "spotlight europe" 
stehen im Internet als Download bereit: 
www.bertelsmann-stiftung.de/spotlight 
